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Zur Jahreswende 

 

Schlechte Nachrichten weltweit 

 

 

Auch in diesem Jahr ist die Erde von vielen Katastrophen heimgesucht und mit vielen 

schlechten Nachrichten konfrontiert worden: 

 

- Das internationale Recht und die Charta der Vereinten Nationen haben weiter an  

geopolitischem Einfluss verloren. Die Verhandlungen des Weltsicherheitsrats spiegeln 

in allen aktuellen Krisen die Machtlosigkeit der Vereinten Nationen wider. 

 

- Es gibt nach wie vor einen Aggressor in Europa, der den Krieg auf diesen Kontinent 

zurückgebracht hat und die internationale Friedensordnung bedroht. Die NATO, die EU 

und die USA stellen sich dieser Bedrohung entgegen, mit unterschiedlichen Mitteln, 

nicht in voller Einigkeit, aber mit demselben Ziel. 

 

- Der Krieg in Europa und im Nahen Osten und anhaltende Kämpfe in Syrien, Äthiopien, 

dem Sudan, dem Niger, in Gabun und zwischen der Republik Aserbaidschan und 

Armenien wegen der Republik Arzach und die erneute Schreckensherrschaft der Taliban 

in Afghanistan beschäftigen die internationale Politik. 

 

- Der weltweite Terror bleibt eine ständige, allgegenwärtige Bedrohung, z. B. gegen 

Mädchenschulen im Iran,  Touristen in Paris und Fußballfans in Brüssel und in einer 

neuen, schrecklichen Dimension,  gegen Bürger Israels durch die HAMAS. 

 

- Naturkatastrophen bestimmen täglich die Medien: Tornados und Hurrikans im Bereich 

des westlichen Atlantiks und des Pazifiks, Temperaturrekorde und Hitzewellen in Asien, 

aber auch in Europa, Erdbeben in der Türkei, in Syrien, Marokko und Nepal, Über-

schwemmungen weltweit, Busch- und Waldbrände in Griechenland, in Kanada, in Chile 

und auf Hawaii. 

 

- Hunderte von Millionen von Menschen weltweit leiden: 110 Mio. Menschen sind auf 

der Flucht innerhalb oder außerhalb ihres Landes, fast 750 Mio. Menschen leiden unter 

Unterernährung, Hunger oder dem Mangel an sauberem Trinkwasser, ein Drittel der 

Weltbevölkerung hat keinen Zugang zu hygienisch unbedenklichen Sanitärein-

richtungen oder nutzt sie nicht,  

 

- Schlechte Daten zum Klimawandel bestimmen die nationale und die internationale 

Politik. 
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„Letzte Generation“? 

 

Auf der Basis all dieser und vieler weiterer schlechter Nachrichten, ermittelt die Zeitschrift 

„Bulletin of the Atomic Scientists“ seit 70 Jahren vor dem Hintergrund des ersten Einsatzes 

einer Atombombe in Hiroshima den Takt der „Weltuntergangsuhr“ („Doomsday Clock“). Bei 

ihrer ersten Einstellung stand die Uhr auf „sieben Minuten vor zwölf“. In diesem Jahr steht sie, 

nach 20 Anpassungen in der Vergangenheit, auf „90 Sekunden vor Mitternacht“.  

Man mag diese Darstellung der globalen Bedrohung als einen weiteren, interessanten Beitrag 

zum Thema „Apokalypse“ beiseitelegen, das den Menschen begleitet, solange es ihn gibt.    

Aber die diesem Bild zugrunde liegenden sehr sorgfältigen und aufwändigen Erhebungen, 

Fakten und Bewertungen müssen wir ernst nehmen – nicht nur, weil in diesen jährlichen Bericht 

die Erkenntnisse von zurzeit 17 Nobelpreisträgern eingehen, sondern weil sie der Grund und 

der Auftrag für eine der Risikolage entsprechenden Politik und unseres Verhaltens als 

Menschheit sind. 

Diesen Auftrag müssen wir richtig definieren: Denn es geht eben nicht darum, jetzt, sofort, ohne 

Verzug, alles tun, um durch eine Klimawende „die Welt zu retten“ und dabei alles andere, was 

für ein friedliches Zusammenleben auf dieser Erde und in unserem Land nötig ist, zu 

vernachlässigen, ja bewusst und gewollt zu ignorieren. 

Unter den rund 8 Mrd. Menschen auf dieser Erde lebt nach menschlichem Ermessen zurzeit 

niemand, der einer „letzten Generation“ angehört. Auch die Anhänger dieser polemisch 

zuspitzenden und höchst gemeinschaftsschädlich und kontraproduktiv agierenden Pressure-

Group wissen, dass es auch nach  ihnen Generationen geben wird, die in ihrem sicher stark ver-

änderten Leben für die Erhaltung ihrer und der nachfolgenden Generationen lebenswerten 

Lebensverhältnisse werden kämpfen müssen und kämpfen. 

Es geht doch darum:  

Die Aufgabe, vor die uns der Klimawandel stellt, ist nicht, unseren Planeten vor dem Untergang 

zu retten. Wir sollten uns nicht überschätzen. Die Erde hat vor uns existiert. Sie wird uns so 

lange ertragen, bis wir uns selbst auslöschen. Wir sind weder durch nachhaltig und grob 

vernachlässigten Klimaschutz noch durch Auslösung einer atomaren Katastrophe in der Lage, 

sie zu vernichten.  

Aber der Dauerstress, dem wir die Balance der Elemente auf unserer Erde aussetzen, birgt die 

reale Gefahr, sie so zu verändern, dass wir unsere Lebensbedingungen auf dieser Erde 

existentiell bedrohen – ökologisch, ökonomisch und politisch. Das dürfen wir uns nicht 

erlauben, das dürfen wir nicht zulassen. 

Wenn wir dies verhindern wollen, müssen wir die technologisch höchst entwickelten Verfahren 

unserer Zeit massiv einsetzten und unser tägliches Verhalten radikal verändern. 

Dabei müssen wir die globalen Herausforderungen im Blick behalten, uns aber vor allem darum 

bemühen, dass wir die Probleme in unserem Land, die 82 Mio. Bürger tagtäglich beschäftigen, 

nicht aus den Augen verlieren. 
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Fortschritt war möglich 

 

Bei der Gewinnung des dafür erforderlichen Muts, der dafür nötigen Zuversicht, Kraft und 

Energie, kann es hilfreich sein, sich immer wieder ins Gedächtnis zurückzurufen, dass der 

Mensch im Lauf seiner Geschichte auf dieser Erde immer weiter „fortgeschritten“ ist und damit 

den Fortschritt „erfunden“ hat. Die anthropologische Voraussetzung dafür war, dass sich – 

anfangs unbewusst, später bewusst und bekennend – die Aufklärung als Tor zum vernünftigen 

Verhalten durchgesetzt hat. Immanuel Kant hat dies dann genial philosophisch eingerahmt. 

Durch Jahrtausende  lange Erfahrung und den Einsatz von dadurch inspirierter Intelligenz, 

haben wir es geschafft, Zustände so zu verändern, dass unsere Lebensbedingungen  immer 

besser geworden sind: 

Wir haben weltweit die Kälte durch Feuer und Kleidung gebändigt, den Hunger durch die Jagd 

und die Landwirtschaft überwunden, Entfernungen durch die Erfindung des Rades verringert, 

den Wert der Zusammenarbeit bei der Schaffung notwendiger Güter entdeckt, durch die 

Untersuchung des menschlichen Körpers und die Erforschung der Heilkräfte der Natur 

Milliarden von Kranken dem Tod entfernt und erst jüngst in kürzester Zeit eine Pandemie 

besiegt. 

In den meisten Bereichen der Erde wurde die Kraft der Familie durch Gesellschaften und 

Staaten ergänzt und das Recht des Einzelnen und seine Pflichten in der Gemeinschaft in 

Normen gegossen. 

In Europa wurden ein Binnenmarkt ohne Zölle und Abgaben und ein Raum der Freiheit, der 

Sicherheit und des Rechts ohne Binnengrenzen geschaffen.  

In unserem Land haben wir den Bildungsgrad der Bürger fortlaufend erhöht, den Schutz der 

Bürger im Alter, bei Krankheit, Behinderung, Unfall, Arbeitslosigkeit und Not zur Aufgabe  von 

Staat und Gesellschaft gemacht, die Einkommen und Renten in den letzten Jahren permanent 

gesteigert, die monatliche Arbeitszeit und die Lebensarbeitszeit verkürzt und die Kriminalität 

eingedämmt. 

 

Überforderung 

 

Diese Fortschritte waren und sind keine Garantie dafür, dass wir ständig in der Lage sind, deren 

Umsetzung im Alltag zu garantieren. Wo Überforderung dabei eintritt, kann dies auf falsche 

Politik hinweisen, muss es aber nicht. Denn Fortschritt zuzulassen, stößt oft an persönliche und 

personelle, finanzielle und ideologische Grenzen: 

 

- Die Fortschritte in der Medizin bringen das Gesundheitswesen an die Grenzen seiner 

Kapazität. Es fehlt an Geld und an Personal, viele bürgernahe Krankenhäuser weiter zu 

betreiben. Die Zahl der Geburtsorte in unserem Land nimmt dramatisch ab. Es gibt nicht 

genug Landärzte, die das moderne medizinische Wissen auch der Landbevölkerung 

zugänglich machen. Lebensrettende Medikamente,  vor allem im Bereich der Kinder-

medizin, sind oft nicht lieferbar. 
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- Die wachsende Infrastruktur im Verkehrsbereich bringt die Kapazität der Betreiber des 

Bundes, der Länder, der Kommunen und den privaten Bereich an ihre Grenzen. Die 

regelmäßige Wartung, der Ersatz verschlissenen und veralteten Materials durch neues 

Gerät, vor allem im Bahnverkehr und bei den öffentlichen Verkehrsmitteln, die zügige 

und ständige Sanierung von Fernstraßen, Autobahnen und Brücken, scheitern an 

fehlenden finanziellen Mitteln und am Personalmangel. Fahrbahnen werden 

vernachlässigt, Boden- und Seitenmarkierungen fehlen, uralte Hinweisschilder auf 

Autobahnen verrotten und sind vor allem nachts kaum mehr lesbar. Park- und Rastplätze 

auf Autobahnen sind häufig in einem menschenunwürdigen Zustand, weil sich niemand 

darum kümmert, oder dafür verantwortlich fühlt. 

 

- Die rasche Umsetzung des technischen Fortschritts im Bereich der erneuerbaren 

Energie scheitert an personellen Grenzen und an fehlenden nationalen Fertigungs-

kapazitäten. Die Interessenten für Wärmepumpen und Photovoltaik müssen Monate auf 

Lieferung und Installation warten. Es mangelt an Fachleuten für die Installation und in 

der Beratung vorher und der Betreuung nachher. Der Nachwuchs an Fachkräften fehlt. 

 

- Die permanente Überflutung mit Informationen aller Art vor allem durch die digitalen 

Medien hat längst einen permanenten  Aufnahme-, Bewertungs- und Verarbeitungs-

notstand ausgelöst. Die Fülle, die Dichte und Detailliertheit der sich zum Teil wider-

sprechenden Nachrichten macht uns nicht sicherer in der Bewertung der Probleme 

dieser Welt, eher im Gegenteil. Wir wissen zwar viel mehr als die Generationen vor uns. 

Aber sind wir deshalb auch klüger, gelassener, zufriedener geworden? Zweifel sind 

angebracht. Die Überzeugungskraft von „Fakten“ schwindet, die Angst vor „Fake-

news“  wächst. 

 

- Beim Unterhalt der Infrastruktur in unseren Städten geraten Sauberkeit, Hygiene und 

Pflege immer mehr in Vergessenheit. In unseren Städten ist es fast unmöglich, in 

zumutbarer Entfernung eine Toilette zu finden. Deren Zustand ist oft abstoßend. 

Abfallkörbe werden tagelang nicht geleert und quellen  über. 

 

- Unser Land gerät immer mehr zur Dienstleistungswüste. Dies gilt für den 

privatwirtschaftlichen, wie für den öffentlichen Sektor:  

 

o Die Zeiten, in denen Behörden oder öffentliche Dienstleister, z. B. Bürgerbüros 

oder die Deutsche Post, für Kunden persönlich ansprechbar sind, werden 

laufend eingeschränkt. Die Informationen darüber sind unzuverlässig und 

immer mehr nur über das Internet verfügbar. Viele Dienstleister sind telefonisch 

überhaupt nicht mehr zu erreichen. 

o Bis ein Kontakt zustande kommt, vergehen oft Dutzende von quälenden 

Minuten in den Warteschleifen von Callcentern und mit der Suche nach der 

tatsächlich zuständigen Stelle, deren Kompetenz oft zweifelhaft ist und durch 

sprachliche Defizite nur eingeschränkt vermittelt werden kann.  

o Banken ziehen sich immer mehr aus der Fläche zurück. Das Netz von Filialen 

und Geldautomaten wird ausgedünnt. Ansprechpartner gibt es oft nur noch in 

Zentralen, in denen der Kontakt zu einem kompetenten persönlichen Berater 

Glücksache ist.  
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o Die Digitalisierung im Bereich Dienstleistung, das ist zuzugeben, ist in einigen 

Regionen der Erde, in denen persönliche Kommunikation kaum möglich ist, z. 

B. in der Arctic, fast überlebenswichtig. Aber in Bereichen einer hoch 

entwickelten Infrastruktur hat sie, und das kommt in der Diskussion in unserem 

Land zu kurz, vor allem Vorteile für den öffentlichen und den privaten Dienst-

leister: Der zeitraubende, von manchen als lästig empfundene persönliche 

Kontakt zum Bürger oder Kunden entfällt. E-Mails ohne Antwortmöglichkeit 

schotten ab. Für Bürger  oder Kunden führt die Digitalisierung oft in 

komplizierte, zeitraubende Verfahren, die technische Fähigkeiten oder 

Ausstattung vor allem von alten, kranken oder behinderten Menschen häufig 

überfordern. 

 

- Die Wohnungspolitik unserem Land hat groteske Zustände erreicht: 

 

o Nach gemeinsamen Studien von Investoren, Vermietern, Mietern und deren 

Verbänden fehlen zurzeit in unserem Land rund 700.000 Wohnungen mit einem 

Finanzbedarf von ca. € 50 Mrd. 

o Die Pläne von Bund und Ländern, dieses Defizit rasch auszugleichen, sind nicht 

erst seit dem Anstieg der Bauzinsen und der Baukosten weit von einer 

Realisierung entfernt. Das Chaos der Energiepolitik im Gebäudebereich mit 

unklaren zeitlichen und inhaltlichen Vorgaben, Engpässen bei der Verfügbarkeit 

und fachgerechten Installation von Geräten zur Herstellung erneuerbarer 

Energie, erschweren massiv die Umsetzung dieser Pläne. Es gibt ein wachsendes 

Vertrauensdefizit im Bereich des Wohnungsmarkts. 

o Dies führt dazu, dass das immer knapper werdende Gut Wohnraum immer teurer 

wird. Im Jahr 2021 betrugen die durchschnittlichen privaten Mietkosten in 

unserem Land rund € 780. Dies sind fast 30% der durchschnittlichen Ausgaben 

für den privaten Konsum. 

o Bei der wichtigen und richtigen Alternative zum schleppend vorankommenden 

Bau von Mietwohnungen kommt unser Land nicht voran: Im Jahr 2021 lebten 

weit weniger als 50%  der deutschen Haushalte in Wohnungseigentum. Damit 

liegt unser Land auf dem vorletzten Platz aller europäischen Länder – vor der 

Schweiz. Und es gibt keinerlei Hoffnung, dass sich dies in absehbarer Zeit 

ändern könnte. Im Gegenteil: Vor allem der Bau von Einfamilienhäusern, von 

dem die meisten Deutschen noch immer träumen, wird aus vermeintlich 

ökologischen, in Wahrheit aber rein ideologischen Gründen verteufelt. 

 

- Viele, zu viele unserer  Schulen vermitteln den Eindruck, dass  die optimale Ausbildung 

und Bildung unserer Jugend in angemessenem Umfeld nicht zu den politischen 

Prioritäten der Länder und Kommunen gehört. Die steigende Zahl von Kindern mit 

Migrationshintergrund stellt die Schulverwaltung zum Teil vor fast unlösbare Aufgaben. 

Es gibt in allen Fächern zu wenig Lehrkräfte, die digitale Ausstattung ist auch nach 

Corona immer noch sehr lückenhaft und die Gebäude sind oft, vor allem im 

Sanitärbereich, in einem beklagenswerten Zustand.  

 

- Der Rechtsanspruch von Kindern auf einen KiTa-Platz  ist vor allem in  den alten 

Ländern noch längst nicht erfüllt: Insgesamt fehlen am Ende dieses Jahres rund 430.000 

Plätze. 
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- Die Arbeitsmarkt- und Tarifpolitik in unserem Land vermittelt nicht den Eindruck, dass 

die Tarifpartner bei ihren Verhandlungen in erster Linie um das Wohl unseres 

Gemeinwesens bemüht sind: 

  

o Die  Forderung von Arbeitszeitverkürzungen bei vollem Lohnausgleich mag für 

bisher nicht Beschäftigte aus familiären Gründen das Arbeitsleben (wieder) 

attraktiver machen. Vor dem Hintergrund unserer demografischen Situation und 

dem damit verbundenen wachstumshemmenden Mangel an Fachkräften ist diese 

Forderung in höchstem Maß schädlich. 

o Einen Inflationsausgleich zu verlangen, der zeitlich weit über den eigentlichen 

Anlass hinausgeht, kann gerade in der Baubranche das „Aus“ für tausende von 

Unternehmen bedeuten.   

o In Tarifverhandlungen  die Ausweitung des betroffenen Beschäftigtenkreises zu 

einem Hauptziel zu erklären, mag verbandspolitisch verständlich sein, geht aber 

z. B. an den Interessen der Bahnkunden vorbei, die eine zuverlässigere Bahn mit 

zufriedenen Mitarbeitern wollen. 

 

- Nicht erst die Aggression Russlands gegen die Ukraine hat klar gemacht, in welchem 

Zustand sich unsere Bundeswehr befindet. Unser Land ist nach wie vor nicht 

verteidigungsfähig und kaum verteidigungsbereit. Der Krieg in der Ukraine hat auch für 

die Öffentlichkeit schonungslos aufgedeckt, dass es unseren Streitkräften fast an allem 

fehlt: an Personal, an Ausrüstung, einer professionellen Beschaffung und Nachrüstung 

und einer realistischen Einschätzung der eigenen Fähigkeit und Ressourcen bei 

Auslandseinsätzen. 

Vor diesem Hintergrund grenzt es an ein Wunder, dass unser Land  zögerlich, aber 

letztlich erfolgreich in erheblichem Umfang Militärhilfe an die Ukraine leisten konnte 

und leistet. 

In dieser Lage ist es aber geradezu skandalös, in welchem Schneckentempo die 

Beschaffungen aus den Mittel aus dem Sonderfonds in Höhe von € 100 Mrd. bei der 

Bundeswehr ankommen und mit welcher Selbstverständlichkeit daraus laufende Kosten 

der Streitkräfte bestritten werden. 

- Die Versuche der Eindämmung von Asylmissbrauch und illegaler Migration hatten in 

unserem Land und in der EU in diesem Jahr wenig Erfolg:  

 

o Wir nähern uns mit fast 300.000 Fällen in diesem Jahr dem Zustand von 1993.  

o Das Dublin-Abkommen scheitert an der Realität. Rückübernahmen durch 

Herkunftsländer oder sichere Drittstaaten finden kaum statt.  

o Über die Verteilung der  Betroffenen gibt es nach wie vor keine Einigkeit.  

o Die Länder und Kommunen sind wieder an der Grenze ihrer Aufnahmefähigkeit 

angekommen. Die finanziellen Hilfen des Bundes sollen erst im nächsten Jahr 

besser werden. 

 

- Vor dem Hintergrund des Terrors der Hamas und der militärischen Antwort Israels 

haben Demonstrationen auf deutschen Straßen, oft verbunden mit Straftaten aus dem 

rechtsradikalen und dem islamistischen Milieu, zugenommen.  



7 
 

 

- Die wirtschaftliche Lage in unserem Land hat sich massiv verschlechtert. Die Gründe 

dafür sind vielfältig:  

 

o Hohe Energiepreise nach dem weitgehenden Stopp für russisches Gas- und 

Mineralöl, eine hohe Inflationsrate bis zur Jahresmitte und steigende Zinsen 

haben den Wirtschaftsstandort Deutschland massiv verschlechtert.  

o Die Covid-Pandemie und der Krieg zwischen Russland und der Ukraine haben 

erstmals die Grenzen der Globalisierung deutlich werden lassen: Lieferstränge 

werden bedroht und unterbrochen, ins Ausland ausgelagerte Produktionen 

stagnieren und haben zu Mangellagen vor allem im Bereich der medizinischen 

Produkte und bei elektronischen Bauteilen, im Energiebereich und in der Auto-

mobilindustrie, aber zeitweise auch bei Stahl, Holz und Papier geführt. Dies 

macht auch deutlich, wie wichtig es ist, unsere Abhängigkeit von einigen 

monopolartig agierenden Handelspartnern drastisch zu verringern, z. B. im 

Bereich seltener Mineralien oder bei Medikamenten. 

o Der wachsende Druck der VR China, Zugriff auf Anlagen der Infrastruktur zu 

erlangen, z. B. auf den Hafen in Hamburg, und die unternehmerische Strategie 

von Unternehmen dort mitzubestimmen, euphemistisch verbrämt als die „neue 

Seidenstraße“, bedroht die strategische Autonomie Deutschlands und der EU. 

o Das mäßige Wirtschaftswachstum in der VR China und die Sanktionen gegen 

Russland und die Subventionsoffensive der USA zugunsten der eigenen 

Wirtschaft haben unseren Export gebremst. 

o Steigende Zinsen und die Unsicherheit von Investoren und Bauwilligen im 

Bereich von Energie, vor allem bei Heizungen, haben die Bauwirtschaft in eine 

sehr schwierige Lage geführt. Die Bauanträge nehmen kontinuierlich ab und 

Baugenehmigungen führen längst nicht mehr alle zum Bau. 

 

- Die realitätsfremden Ziele der Bundesregierung bei der Umsetzung der Energiewende 

haben zu einer Entfremdung der Mehrheit der Bürger gegenüber dem Klimaschutz 

geführt. 

 

- Die Beschäftigungslage in unserem Land hat bisher den schwierigen Rahmen-

bedingungen standgehalten. Aber aus dem Bereich von 1,8 Mio. offenen Stellen kann 

der Mangel an Fachkräften nicht kompensiert, 250.000 offene Ausbildungsplätze  

konnten im abgelaufenen Jahr nicht besetzt werden. 

 

Was wollen wir? 

 

Wer die politische Diskussion und die Resonanz in den Medien in diesem Jahr verfolgt hat, 

wird feststellen, dass es keinen „Common Sense“ in unserem Land gibt, wie und mit welcher 

Priorität diese Probleme beseitigt werden sollen.  

Die Meinung gehen nicht nur in den Regierungen, Parlamenten und innerhalb der Parteien weit 

auseinander. Die Antworten in unserer Gesellschaft hängen von Alter, Herkunft, Bildung und 
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der Betroffenheit von den einzelnen Problemen ab. Deshalb kann es nur eine persönliche 

Antwort geben:  

 

Ich möchte, dass 

 

- möglichst bald wieder Parteien die Regierung in Berlin stellen, die eine Politik machen, 

die von der  aktuellen Mehrheit in der Bevölkerung getragen wird und nicht nur weiter 

regieren, weil sie  nur so überleben können; 

 

- unsere Gesellschaft nicht angstvoll alle Sympathisanten einer unbequemen 20%-Partei, 

die von den etablierten Parteien nicht mehr ernst genommen fühlen, als rechtsradikal 

und verfassungsfeindlich ausgrenzt; 

 

- wir die weitere europäische Integration fördern und dabei darauf achten, dass die 

Aufnahmefähigkeit der Europäischen Union nicht überfordert wird und wir deshalb die 

Verhandlung über die Aufnahme der Türkei beenden und mit Serbien unterbrechen; 

 

- wir harte Sanktionen, bis um Verlust des Stimmrechts, gegenüber Mitgliedstaaten 

fordern, die das geltende Recht der Europäischen Union fortgesetzt und grob verletzen; 

 

- wir keine „feministische“ und „grüne“ Außenpolitik betreiben, sondern eine Politik, die 

den Interessen unseres Landes und seiner Bürger dient; 

 

- die Sicherheit Israels, die wir zur „Staatsräson“ erklärt haben, nicht als Freibrief für die 

gesamte Politik dieses Land, vor allem für das Vorgehen des Militärs im Gaza-Streifen, 

die Siedlungspolitik und die Justizreform missverstanden werden kann; 

 

- wir in uns der Frage von Asyl und Migration ehrlich machen und  unseren Bürgern die 

Wahrheit sagen: dass es mit den Mitteln einer rechtsstaatlichen Demokratie nicht 

möglich ist, den  Missbrauch des Asylrechts und illegale Migration völlig zu stoppen; 

 

- wir aber die Einwanderung in unser Sozialsystem durch verfassungskonforme Gesetzes-

änderungen sehr wohl verhindern können und müssen;  

 

- unser soziales Sicherungssystem insgesamt bedarfsgerechter wird und nicht immer mehr 

Personenkreise fördert, sondern wieder mehr fordert; 

 

- die Gewerkschaften die Interessen ihrer Mitglieder mit den Gesamtinteressen unseres 

Landes in Einklang bringen; 

 

- der Bund, die Länder und die Kommunen sich zu ihrer Verantwortung für die Kinder 

und die Jugendlichen  in unserem Land nicht nur beim Klimaschutz bekennen, sondern 

jetzt bei Kindertagesstätten, Kindergärten, Schulen und Universitäten; 
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- wir die richtigen Konsequenzen aus den offenkundigen Schwächen der Globalisierung 

ziehen und für lebenswichtige Waren, vor allem Medikamente, aber auch technologisch 

wichtige Güter, z. B. Halbleiter, wieder mehr eigene Kapazitäten schaffen; 

 

- wir durch geeignete Maßnahmen gegen aggressive Wettbewerber, z. B. die  VR China, 

die „strategische Autonomie“ unseres Landes und der EU schützen und bewahren. 

 

- wir mehr bi- und multilaterale Handelsabkommen abschließen; 

 

- wir die Energiewende auf einer realistischen Grundlage betreiben und Kernenergie 

sowie artifizielle Treibstoffe einbeziehen; 

 

- wir bei unseren Maßnahmen zum Klimaschutz nicht die Rettung der Erde zum Thema 

machen, sondern den Schutz und die Anpassung der Lebensverhältnisse dieser und aller 

folgenden Generationen an das veränderte Klima. 

 

Fortschritt bleibt möglich und verpflichtet 

 

In einer aufgeklärten, wissenschafts- und technologieaffinen Gesellschaft, die aus 

verschiedenen Gründen auf permanentes Wachstum und Veränderung angewiesen ist, ist es 

undenkbar, unserer Überforderung durch Fortschritt durch eine Verweigerung gegenüber dem 

Fortschritt zu begegnen. Dies hat Steven Pinker in der modernen, internetbasierten Nachfolge 

Immanuel Kants eindrucksvoll dargestellt. 

Deshalb müssen wir endlich damit anfangen, in die Entscheidung über die Umsetzung von 

Fortschritt in unser tägliches Leben zwingend und ausnahmslos die Fragen einzubeziehen,  

- Wo droht Überforderung, im materiellen, aber auch persönlich-menschlichen Bereich? 

- Wo müssen Bereitschaft für den Fortschritt geschaffen und gefördert und Widerstände 

überwunden werden? 

- Welche finanziellen, administrativen und personellen Ressourcen und Kapazitäten dafür 

sind wann und wie lange erforderlich? 

- Wer verfügt in welchem Umfang bereits darüber? 

- Wann und von wem können die fehlenden Ressourcen und Kapazitäten  bereitgestellt 

werden? 

Dabei sollten wir uns an der seit Jahrzehnten von den Gesetzgebern im Bund und in den 

Ländern geübten Praxis orientieren, jedem Entwurf zu aller Gesetzesnovellen eine möglichst 

detaillierte Einschätzung der Folgen dieser neuen oder veränderten Gesetze in den 

verschiedenen betroffenen Bereichen beizufügen. Diese Einschätzung muss öffentlich 

zugänglich sein und allen Betroffenen zwingend zur Verfügung gestellt werden. 

Die genialste Erfindung, die eindrucksvollste neue wissenschaftliche Erkenntnis, werden zum 

Ärgernis und schüren Technologie- und Wissenschaftsfeindlichkeit, wenn ihre praktische 

Umsetzung, ihr Eindringen in unseren normalen Tageslauf zu einem permanenten Ärgernis 

wird, wenn sich die Meinung breit macht, es ginge besser ohne sie, weil sie  nur Unruhe 

schaffen und Kraft und Kräfte in anderen wichtigen und bewährten Bereichen binden. 
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Eine aufgeklärte Gesellschaft muss sich ihrer selbst immer wieder versichern und dem 

verantwortungsbewussten Fortschritt den Raum geben, den er braucht, damit er unser 

Lebengrundlagen in Frieden, Sicherheit und Wohlstand auch in Zukunft sichern helfen kann. 

 

 

 

 


